
  

 

Bundesministerium für Gesundheit

 

 

 

Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Pflegekompetenz (Pflegekompetenzgesetz - PKG); hier: 
Verbändeanhörung 

Stellungnahme der VdPB 

30.09.2024 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir bedanken uns sehr herzlich für die Einladung zur Stellungnahme zum o.g. Referentenentwurf vom 
06.09.2024 und übermitteln Ihnen nachstehend unsere Einschätzungen, mit der freundlichen Bitte um 
Beachtung.  

Um unsere Stellungnahme möglichst fokussiert zu fassen, stellen wir vorweg, dass wir uns der Ihnen 
vorliegenden Stellungnahme des Think Tank Vorbehaltsaufgaben vom 23.09.2024 uneingeschränkt 
anschließen (https://www.vorbehaltsaufgaben-pflege.de/wp-content/uploads/2024/09/2024-09-
23_TT-VA_Stellungnahme-RefE-Pflegekompetenzgesetz.pdf). Wie Sie wissen, wurde der Think Tank 
maßgeblich durch unsere Initiative gegründet und bis heute inhaltlich mitgeprägt. Daher haben wir 
auch an dieser Stellungnahme mitgearbeitet und vertreten diese vollumfänglich mit. 

Ergänzend und vertiefend zur Stellungnahme des Think Tank weisen wir nachfolgend auf aus unserer 
Sicht kritische Aspekte des Referentenentwurfs hin, die insbesondere unseren Aufgaben und der 
Perspektive als Organ der beruflichen Selbstverwaltung der Pflege entsprechen. 



 

 

1. Vorbehaltsaufgaben und Pflegeprozesssteuerung 

Mit Art. 1 Nr. 44 Buchstabe c) wird vorgesehen, über § 113 Abs. 1 Satz 3 (neu) in den Maßstäben und 
Grundsätzen für die Qualität nun auch Anforderungen an die Pflegeprozesssteuerung zu formulieren. 
Wir lehnen diese Regelung ausdrücklich ab. 

Die aus dem Begründungsteil (S. 128) zu entnehmende Zielsetzung einer Klarstellung, dass die 
Pflegeprozesssteuerung integraler Bestandteil der Pflegeleistungen nach SGB XI ist, trägt nicht. Denn 
die anderen diesbezüglichen Regelungen in §§ 4 PflBG, 15a SGB V (neu) sowie 11 Abs. 1 Satz 2 SGB XI 
(neu) stellen dies bereits berufs- und leistungsrechtlich unmissverständlich klar. Eine zusätzliche 
Klarstellung ist mithin nicht erforderlich. Weiterhin steht die im Begründungsteil ausgeführte 
Zielsetzung einer „fachlichen Konkretisierung der Pflegeprozesssteuerung“ (S. 128) in diametralem 
Widerspruch zur fachlichen Eigenverantwortung und Autonomie, die Pflegefachpersonen mit § 4 Abs. 
2 PflBG hinsichtlich der Pflegeprozesssteuerung zuerkannt wurde. Im Sinne der Normenkongruenz ist 
eine solche Regelung daher unangemessen. Darüber hinaus zeugt es u.E. von einem pflegefachlich 
verkürzten Verständnis von Pflegeprozesssteuerung, wenn man meint, diese bundeseinheitlich 
fachlich konkretisieren zu können. Pflegeprozesssteuerung ist nicht Dokumentation! Vielmehr ist die 
Pflegeprozesssteuerung die Anwendung wissenschaftsbasierten Regelwissens und hermeneutischen 
Fallverstehens zur Aushandlung von Zielen und Maßnahmen mit den zu Pflegenden (TT VA & DGP 
2024, S. 23) und somit primär der kognitive Anteil der Pflegearbeit von Pflegefachpersonen (Büscher 
et al. 2023, S. 24). Es ist mithin weder nötig noch möglich, eine „fachliche Konkretisierung“ dieser 
individuell auszufüllenden, fachliche Autonomie der Pflegefachperson vorzunehmen. Wir appellieren 
hier für mehr Ver- und Zutrauen in die Eigenverantwortung der Profession, statt erneutem 
strukturellen Misstrauen, das zusätzliche unnötige Bürokratie und Kontrollen nach sich ziehen wird. 

2. Heilkundeausübung und Qualifizierung 

Die Zuerkennung der selbständigen Heilkundeausübung an Pflegefachpersonen mit § 4a PflBG (neu) 
begrüßen wir ausdrücklich. Im Zusammenhang mit § 73d SGB V (neu) ergibt sich die zwingende 
Notwendigkeit einer definitorischen Differenzierung von „normalen“ und „erweiterten“ 
heilkundlichen Leistungen, die allein durch die Erarbeitung des Katalogs gemäß § 73d Abs. 1 Nr. 2 SGB 
V (neu) nicht automatisch gegeben ist. Auch die Ausweitung der Qualifikationswege zur erweiterten 
Heilkundeausübung begrüßen wir im Grundsatz. Wir betonen an dieser Stelle daher ausdrücklich die 
Bedeutung der diesbezüglichen Hinweise in der Stellungnahme des TT VA (S. 4f). Die Erarbeitung des 
Katalogs gem.  § 73d Abs. 1 Nr. 2 SGB V (neu) muss zwingend in Zusammenhang mit der Erarbeitung 
des Scope of Practice und der Formulierung von Anforderungen an Weiterbildungen gem. § 8 Abs. 3c 
SGB XI (neu) gesehen und geregelt werden. Im Begründungsteil zu Art. 1 Nr. 5 Buchstabe b) des 
Referentenentwurfs (S. 77ff) wird erkennbar, dass dem Gesetzgeber die Komplexität der Thematiken 
und Zusammenhänge offenbar durchaus bewusst ist. Umso unverständlicher ist daher die u.E. wenig 
einflussreich ausgestaltete Einbindung der Profession. Sowohl das Anhörungsrecht bei der Vergabe 
der wissenschaftlichen Expertise wie auch die Abgabe der Verantwortung für die Beteiligung der 
Profession Pflege „in geeigneter Art und Weise“ bei der Auftragserfüllung lassen leider sehr viel 



 

 

Interpretations- und Ermessensspielraum. Daher wäre auch im Gesetzestext mehr Verbindlichkeit für 
die Einbindung der Profession unbedingt erforderlich. 

Der mit § 73d Abs. 4 SGB V (neu) hinterlegte Modus der ärztlichen Einzelfallsubstitution für die 
erweiterte Heilkundeausübung ist vor dem Hintergrund der vorgesehenen umfangreichen 
Regelungen zu Leistungen und Qualifikationen weder notwendig noch angemessen und daher zu 
streichen.  

3. Maßgebliche Organisationen der Pflege 

Mit Art. 1 Nr. 55 wird ein neuer § 118a SGB XI eingeführt, mit dem die „maßgeblichen Organisationen 
der Pflege auf Bundesebene“ als regelhaft zu beteiligende Akteure angelegt werden. Auch dies 
begrüßen wir im Grundsatz. 

Sehr kritisch sehen wir zum einen jedoch deren teilweise absolut unzureichenden Mitwirkungsrechte. 
Neben der bereits kritisierten zu geringen Einflussnahme im Rahmen des § 8 Abs. 3c SGB XI (neu) 
halten wir besonders bei der Erarbeitung des Katalogs gem.  § 73d Abs. 1 Nr. 2 SGB V (neu) die Rolle 
der „maßgeblichen Organisationen“ für völlig unzureichend. Einerseits bei der Erstellung des Katalogs 
die Berücksichtigung der Vorbehaltsaufgaben zu fordern (was wichtig und richtig ist), der diese 
Vorbehaltsaufgaben wahrnehmenden Berufsgruppe aber kein aktives Mitwirkungsrecht 
zuzugestehen, sondern lediglich eine „Gelegenheit zur Stellungnahme“ vor Abschuss des 
Rahmenvertrags einzuräumen, ist unsachgemäß und schlichtweg widersinnig. Wir fordern hier die 
aktive Beteiligung der Profession Pflege bei den Verhandlungen dieser Rahmenverträgen 
nachdrücklich ein! 

Weiterhin lässt der Gesetzentwurf offen, wer die Profession überhaupt in der Debatte und der 
Beteiligung vertreten kann. Der Entwurf spricht von „maßgeblichen“ Organisationen, ohne dafür 
konkrete Kriterien der „Maßgeblichkeit“ zu benennen. Die Einbindung der Organisationen nach § 
118a SGB XI (neu) erfolgt – richtigerweise – vielfach zu zentralen Aspekten der Berufsausübung und 
Weiterbildung. Damit werden Themenbereiche und Aufgaben tangiert, die in einigen Bundesländern 
(darunter Bayern) landesrechtlich den Selbstverwaltungsorganen der Profession Pflege übertragen 
wurden. Insofern halten wir es für zwingend notwendig, die existierenden Selbstverwaltungsorgane 
regelhaft in geeigneter Weise einzubinden und zu beteiligen.  

Soweit unsere ergänzende Stellungnahme. Für Rückfragen und die weitere Diskussion stehen wir 
selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

Mit herzlichen Grüßen 

Präsidium der VdPB  
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